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Kapitel eins
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
Artikel 1. Dieses Gesetz regelt:
1. die Behörden, die die Politik des Staates, die amtliche Kontrolle und andere Amtshandlungen entlang der Lebensmittelkette ausüben,
2. die Behörden in Bezug auf die Bewertung von Risiken entlang der Lebensmittelkette und den Informationsaustausch über Risiken entlang der Lebensmittelkette,
3. die allgemeinen Anforderungen bei der Ausübung der amtlichen Kontrolle und anderer Amtshandlungen entlang der Lebensmittelkette auf dem Gebiet der Republik Bulgarien,
4. die besonderen Anforderungen bei der Ausübung der amtlichen Kontrolle und anderer Amtshandlungen an Lebensmitteln auf dem Gebiet der Republik Bulgarien,
5. die Bedingungen und Verfahren für:
a) die Erstellung und Durchführung des mehrjährigen nationalen Kontrollplans (MNPK),
b) die Probenahme, die Bestimmung der Labore für die amtliche Kontrolle und die Bestimmung der nationalen Referenzlabore,
6. die Koordinierung und das Zusammenwirken der amtlichen Kontrollstellen entlang der Lebensmittelkette mit anderen Stellen,
7. die Ausübung von Amtshilfe und Zusammenarbeit im Bereich der Lebensmittelkette zwischen den zuständigen Behörden der Republik Bulgarien, den anderen Mitgliedstaaten, der Europäischen Kommission und den anderen Behörden der Europäischen Union,
8. den Einsatz des Informationsmanagementsystems für amtliche Kontrollen (IMSOC) gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2019/1715 der Kommission vom 30. September 2019 mit Vorschriften zur Funktionsweise des Informationsmanagementsystems für amtliche Kontrollen und seiner Systemkomponenten (ABl. L 261 vom 14.10.2019, S. 37) in der Republik Bulgarien,
9. Maßnahmen zur Steuerung von Krisen und Notsituationen entlang der Lebensmittelkette,
10. die Finanzierung der mit der amtlichen Kontrolle und anderen Amtshandlungen entlang der Lebensmittelkette verbundenen Tätigkeiten.
Kapitel zwei
ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN FÜR DIE LEBENSMITTELKETTE
Abschnitt I
Ausübende Behörden der staatlichen Politik 
Artikel 2. (1) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, der Minister für Gesundheitswesen und der Wirtschaftsminister setzen gemeinschaftlich die staatliche Politik im Bereich der Lebensmittelkette um.
(2) Der Minister für Umweltschutz und Gewässer und der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten setzen die staatliche Politik im Bereich der genetisch veränderten Organismen (GVO) gemäß dem Gesetz über genetisch veränderte Organismen um und koordinieren die mit der Anwendung des Gesetzes verbundenen Tätigkeiten der Kontrollbehörden.
Artikel 3. Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten setzt die staatliche Politik in folgenden Bereichen um:
1. Pflanzengesundheit,
2. Gesundheit von Land- und Wassertieren – gezüchtet oder wild, sowie Embryonen und Zuchtmaterial,
3. Tierschutz,
4. Tierarzneimittel und Anwendung veterinärmedizinischer In-vitro-Diagnostika,
5. Futtermittel,
6. Sicherheit, Schutz der Gesundheit und Interessen der Verbraucher bei Produktion, Vertrieb und Inverkehrbringen von Lebensmitteln, mit Ausnahme von in Flaschen abgefülltem natürlichem Mineral-, Quell- und Tafelwasser, Ethylalkohol, Destillaten landwirtschaftlichen Ursprungs und Spirituosen,
7. nicht zum menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und Folgeprodukte,
8. genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel ohne Freisetzung von GVO in die Umwelt,
9. Labore im System des Ministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, in denen Analysen, Untersuchungen und Diagnostik von Elementen der Lebensmittelkette durchgeführt werden,
10. Zoonosen,
11. Pflanzenvermehrungsmaterial und genetische Ressourcen in der pflanzlichen Erzeugung,
12. genetische Ressourcen in der tierischen Erzeugung und Zucht mit Hilfe dieser Ressourcen,
13. Rückstände von Tierarzneimitteln,
14. Pflanzenschutzmittel, Düngemittel, Bodenverbesserer und Bodensubstrate,
15. Rauchkondensate, Primärteerfraktionen und Raucharomen,
16. Weinsektor,
17. biologische Produktion und Kennzeichnung biologischer Produkte,
18. Herstellung und Kennzeichnung von Lebensmitteln und Produkten mit geschützten Ursprungsbezeichnungen oder geschützten geografischen Angaben und von garantiert traditionellen Spezialitäten sowie Verwendung der fakultativen Qualitätsangabe „Bergerzeugnis“.
Artikel 4. Der Minister für Gesundheitswesen setzt die staatliche Politik in folgenden Bereichen um:
1. Sicherheit, Schutz der Gesundheit und Interessen der Verbraucher bei Produktion, Vertrieb und Inverkehrbringen von abgefülltem natürlichem Mineral-, Quell- und Tafelwasser,
2. Verhinderung der Ausbreitung von Infektionen, welche über Lebensmittel und Wasser auf Menschen übertragen werden,
3. gesundheitsbezogene Angaben im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Nummer 5 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel,
4. Labore im System des Ministeriums für Gesundheitswesen, in denen Analysen, Untersuchungen und Diagnostik von Elementen der Lebensmittelkette durchgeführt werden.
Artikel 5. Der Wirtschaftsminister setzt die staatliche Politik im Bereich Sicherheit und Qualität bei der Herstellung von Spirituosen, Ethylalkohol und Destillaten landwirtschaftlichen Ursprungs um.
Artikel 6. Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten und der Minister für Gesundheitswesen setzen gemeinschaftlich die staatliche Politik in folgenden Bereichen um:
1. Sicherheit sowie Schutz der Gesundheit und der Interessen der Verbraucher bei Herstellung, Verarbeitung und Inverkehrbringen von:
a) neuen Lebensmitteln,
b) mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmitteln,
c) Lebensmitteln für Kleinkinder und Säuglinge, Lebensmitteln für besondere medizinische Zwecke, Tagesrationen für gewichtskontrollierende Ernährung und Lebensmitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe sowie bestimmte andere Stoffe zugesetzt sind,
2. Bereitstellung von Informationen über Lebensmittel,
3. Zusatzstoffe, Enzyme und Aromen in Lebensmitteln,
4. Schadstoffe in Lebensmitteln,
5. Rückstände von Pestiziden und Tierarzneimitteln in Lebensmitteln,
6. Materialien und Gegenstände, die für den Kontakt mit Lebensmitteln bestimmt sind,
7. Bewertung von Risiken für die Gesundheit von Menschen und Tieren,
8. nationale, vereinbarte oder branchenspezifische Lebensmittelnormen,
9. Nahrungsergänzungsmittel,
10. Lebensmittel für intensive Muskelanstrengungen.
Abschnitt II
Behörden, die die amtliche Kontrolle und andere amtliche Tätigkeiten ausüben
Artikel 7. (1) Zuständige Behörden im Sinne von Artikel 4 der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), im Folgenden „Verordnung (EU) 2017/625“, die die amtliche Kontrolle und andere Amtshandlungen ausüben, sind:
1. das Ministerium für Wirtschaft,
2. das Ministerium für Umweltschutz und Gewässer,
3. die Kommission für Verbraucherschutz,
4. die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit (BABH),
5. die regionalen Gesundheitsinspektionen,
6. die Exekutivagentur für Sortenprüfung, Feldbesichtigungen und Saatgutkontrolle,
7. die Exekutivagentur für Selektion und Reproduktion in der tierischen Erzeugung,
8. die Exekutivagentur Wein.
(2) In den Strukturen des Innenministeriums, Justizministeriums und Verteidigungsministeriums übertragen die Leiter der gemäß Absatz 1 zuständigen Behörden die amtliche Kontrolle gemäß Absatz 1 an darauf spezialisierte Stellen. Die Bediensteten dieser Stellen erfüllen die Anforderungen von Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/625.
Artikel 8. (1) Die in Artikel 2 genannten Minister und die Leiter der in Artikel 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 8 genannten betreffenden Ämter können die Durchführung von Tätigkeiten, die mit der amtlichen Kontrolle verbunden sind, an eine oder mehrere beauftragte Stellen oder an natürliche Personen, welche die Bedingungen von Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b beziehungsweise Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2017/625 erfüllen, übertragen.
(2) Die Übertragung (Delegierung) erfolgt in Form einer Anordnung oder eines Vertrags unter Einhaltung von Artikel 28 bis 33 der Verordnung (EU) 2017/625. In der Anordnung beziehungsweise dem Vertrag werden sowohl die Verpflichtungen der beauftragten Stellen beziehungsweise der in Absatz 1 genannten natürlichen Personen als auch die Art der Finanzierung der übertragenen Tätigkeiten angegeben.
(3) Eine Übertragung gemäß Absatz 1 meldet der zuständige Minister oder Amtsleiter der Europäischen Kommission. In dieser Mitteilung werden die übertragenen Tätigkeiten, die beauftragten Stellen beziehungsweise die natürlichen Personen, denen die Ausübung der mit der amtlichen Kontrolle verbundenen Tätigkeiten übertragen wird, angegeben.
Artikel 9. (1) Die Kontrolle über die Ausführung der mit der amtlichen Kontrolle verbundenen übertragenen Tätigkeiten und über die Einhaltung von Artikel 29 bis 32 der Verordnung (EU) 2017/625 wird vom zuständigen Minister gemäß Artikel 2 oder vom Leiter des zuständigen Amtes gemäß Artikel 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 8 ausgeübt.
(2) Wenn die Ausübung von Tätigkeiten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung (EU) 2017/625 an eine oder mehrere beauftragte Stellen übertragen wird, wird vom zuständigen Minister oder Amtsleiter gemäß Absatz 1 mittels einer Anordnung oder durch einen Vertrag eine Stelle für deren Zulassung und Aufsicht bestimmt.
(3) Der zuständige Minister oder Amtsleiter gemäß Absatz 1 kann die Übertragung der Ausübung der mit der amtlichen Kontrolle verbundenen Tätigkeiten vorbehaltlich des Artikels 33 der Verordnung (EU) 2017/625 und anderer, in der Anordnung oder dem Vertrag gemäß Artikel 8 Absatz 2 bestimmten Bedingungen widerrufen.
Artikel 10. Die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit übt die amtliche Kontrolle auf der Grundlage dieses Gesetzes, von Artikel 3 Absatz 1 und Absatz 2 des Gesetzes über die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit, Artikel 28 Absatz 1 und Absatz 2 des Lebensmittelgesetzes, Artikel 4 Absatz 1 des Gesetzes über die veterinärmedizinische Tätigkeit, Artikel 34 Absatz 1 bis 3 und Artikel 34a des Futtermittelgesetzes, Artikel 109 Absatz 1 des Gesetzes über genetisch veränderte Organismen, Artikel 19 des Tierzuchtgesetzes, Artikel 48 Absatz 1 des Gesetzes über Bienenzucht und -haltung, Artikel 3 Absatz 1 des Pflanzenschutzgesetzes, Artikel 59 des Tierschutzgesetzes, Artikel 6, Artikel 7 und Artikel 46d des Gesetzes über die Fischerei und Aquakulturen, Artikel 25a Absatz 1 des Gesetzes zur Anwendung der allgemeinen Marktorganisation von Agrarprodukten in der Europäischen Union und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 11. Die regionalen Gesundheitsinspektionen üben die amtliche Kontrolle auf der Grundlage dieses Gesetzes und von Artikel 28 Absatz 3 des Lebensmittelgesetzes, Artikel 10 Absatz 1 des Gesundheitsgesetzes und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 12. Das Ministerium für Umweltschutz und Gewässer übt über die regionalen Umweltinspektionen die Kontrolle über die Freisetzung von GVO nach diesem Gesetz, Artikel 108 Absatz 1 des Gesetzes über genetisch veränderte Organismen und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 13. Die Exekutivagentur für Sortenprüfung, Feldbesichtigungen und Saatgutkontrolle übt die amtliche Kontrolle auf der Grundlage dieses Gesetzes und von Artikel 4 des Gesetzes über Saat- und Pflanzgut, Artikel 109 Absatz 1 des Gesetzes über genetisch veränderte Organismen und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 14. Die Exekutivagentur für Selektion und Reproduktion in der tierischen Erzeugung übt die amtliche Kontrolle auf der Grundlage dieses Gesetzes und von Artikel 3b Absatz 1 des Tierzuchtgesetzes, Artikel 109 Absatz 1 des Gesetzes über genetisch veränderte Organismen, des Gesetzes über Bienenzucht und -haltung und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 15. Die Exekutivagentur Wein übt die amtliche Kontrolle auf der Grundlage dieses Gesetzes und von Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 182 Absatz 1 des Wein- und Spirituosengesetzes, Artikel 25c des Gesetzes zur Anwendung der allgemeinen Marktorganisation von Agrarprodukten in der Europäischen Union, Artikel 109 Absatz 1 des Gesetzes über genetisch veränderte Organismen und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 16. Der Wirtschaftsminister und die Kommission für Verbraucherschutz üben die amtliche Kontrolle auf der Grundlage dieses Gesetzes und von Artikel 111 des Gesetzes über genetisch veränderte Organismen, Artikel 187 beziehungsweise Artikel 193 des Wein- und Spirituosengesetzes und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 17. (1) Die zuständigen Stellen, die Kontrollbehörden für biologische Produktion und die beauftragten Stellen organisieren die Schulung der Bediensteten, die die amtliche Kontrolle und andere amtliche Tätigkeiten in den in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 aufgeführten Bereichen ausführen.
(2) Die Schulung wird von Hochschulen, Berufsbildungszentren und den zuständigen Ämtern gemäß Artikel 7 durchgeführt, auch wenn deren Bedienstete einen Lehrgang für die betreffende Tätigkeit absolviert haben. Den Absolventen der Schulung wird darüber eine Bescheinigung ausgestellt.
(3) Die Genehmigung der Lehrprogramme obliegt dem zuständigen Minister gemäß Artikel 2 oder dem Leiter eines Amtes gemäß Artikel 7 nach Abstimmung mit dem Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette.
Abschnitt III
Behörden für die Bewertung von Risiken entlang der Lebensmittelkette und den Informationsaustausch über Risiken entlang der Lebensmittelkette
Artikel 18. Die Risikobewertung für die Lebensmittelkette wird vom Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette gemäß dem Gesetz über das Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette ausgeübt.
Artikel 19. (1) Das Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten:
1. koordiniert die Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Informationsaustausch über Risiken gemäß Artikel 3 Absatz 13 und Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit, nachstehend „Verordnung (EG) Nr. 178/2002“,
2. unterrichtet im Rahmen seiner Zuständigkeit die Europäische Kommission und die anderen Mitgliedstaaten über auf dem Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien aufgetretene Risiken,
3. unterrichtet über die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit die Weltorganisation für Tiergesundheit über aufgetretene Infektionsherde von Tierseuchen und die Pflanzenschutzorganisation für Europa und den Mittelmeerraum über Schadorganismen der Pflanzen,
4. unterrichtet über das Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit über von ihm analysierte Risiken im Zusammenhang mit der Sicherheit der Elemente der Lebensmittelkette.
(2) Das Ministerium für Gesundheitswesen unterrichtet im Rahmen seiner Zuständigkeit die Weltgesundheitsorganisation, das Europäische Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten, die Europäische Kommission, die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit und die anderen Mitgliedstaaten über auf dem Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien aufgetretene Risiken.
Artikel 20. (1) Die in Artikel 2 genannten Minister, die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7, das Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette und die interessierten Parteien wirken durch den Austausch von Informationen bei der Risikoanalyse der Gefährdungen und Risiken und mit ihnen verbundenen Faktoren zusammen.
(2) Der Informationsaustausch über Risiken in der Lebensmittelkette umfasst:
1. Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung des EU-Rechts im Bereich der Lebensmittelkette,
2. Hinweise und Informationen zu Elementen der Lebensmittelkette,
3. Informationen betreffend die Koordination und Kontrolle von Pflanzenkrankheiten, Tierseuchen und Zoonosen,
4. sonstige Fragen im Zusammenhang mit den Risiken in der Lebensmittelkette.
Kapitel drei
AMTLICHE KONTROLLE UND ANDERE AMTLICHE TÄTIGKEITEN ENTLANG DER LEBENSMITTELKETTE
Abschnitt I
Allgemeine Anforderungen bei der Ausübung der amtlichen Kontrolle und anderer amtlicher Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette auf dem Gebiet der Republik Bulgarien
Artikel 21. Die Minister gemäß Artikel 2 und die Amtsleiter gemäß Artikel 7, die Kontrollbehörden für biologische Produktion und die beauftragten Stellen für Aufgaben im Zusammenhang mit der amtlichen Kontrolle erarbeiten und genehmigen schriftliche Verfahren für die Umsetzung der amtlichen Kontrolle und anderer amtlicher Tätigkeiten sowie Verfahren zur Überprüfung der Kontrolle, sofern diese nicht in einem Rechtsakt geregelt sind.
Artikel 22. (1) Informationen, die bei der Ausübung der amtlichen Kontrolle und anderer amtlicher Tätigkeiten erlangt werden, können vorbehaltlich Artikel 8 Verordnung (EU) 2017/625 und der anwendbaren bulgarischen Rechtsvorschriften Dritten gegenüber offenbart werden.
(2) Die Minister gemäß Artikel 2 und die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 genehmigen Vorschriften betreffend das Verfahren und die Art der Übermittlung von Angaben zu den Ergebnissen der durchgeführten Kontrolle einschließlich der Informationen gemäß Absatz 1.
Artikel 23. Bei der Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette sind die Kontrollbehörden
1. verpflichtet, unverzüglich die notwendigen Maßnahmen zur Vermeidung, Begrenzung und Beseitigung von Tierseuchen, Zoonosen und infektiösen Vergiftungen bei Menschen, Schadorganismen bei Pflanzen und zur Beseitigung von Krisen in Verbindung mit Elementen der Lebensmittelkette zu ergreifen, ohne notwendigerweise die Genehmigung der Personen einzuholen, die eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausüben,
2. befugt, die Vorlage von Informationen, Aufzeichnungen, Dokumenten und anderem Nachweismaterial, einschließlich der personenbezogenen Daten der Personen, von denen und/oder an die Elemente der Lebensmittelkette geliefert worden sind, zu verlangen.
Artikel 24. (1) Die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 ergreifen im Rahmen ihrer Zuständigkeit und je nach Schwere der festgestellten Verstöße eine oder mehrere der in Artikel 138 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen.
(2) Die Kontrollbehörden erlassen eine Anordnung zur Betriebseinstellung in einem Objekt, in dem eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausgeübt wird, wenn bei der Durchführung der amtlichen Kontrolle und anderer amtlicher Handlungen festgestellt wird, dass:
1. das Objekt nicht ordentlich genehmigt oder registriert ist,
2. die Personen, die eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausüben, für einen Zeitraum von mehr als drei Monaten nach dem Eintritt der Schuld nicht die fälligen Gebühren entrichtet haben, wie sie in den Gebührenordnungen der einschlägigen, in Artikel 10 bis 16 aufgeführten Rechtsakte festgelegt sind.
(3) Die in Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben d, g, h, j und k der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen finden auch in den Fällen Anwendung, wenn der Zutritt oder die Mitwirkung nach Artikel 15 Nummer 1 beziehungsweise Nummer 2 der Verordnung (EU) 2017/625 verweigert wird.
(4) Die in Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben g und h der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen finden auch in den Fällen Anwendung, in denen eine Anordnung zur Betriebseinstellung in einem Objekt, in dem eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausgeübt wird, ohne dass das Objekt ordentlich genehmigt oder registriert ist.
(5) Die in Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben g, h, i und k der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen werden auch bei Vorliegen einer Gefährdung der Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen angewendet, welche nicht das Ergebnis eines Verstoßes gegen gesetzliche Anforderungen ist und bei der es sich nicht um eine Gefährdung gemäß Artikel 64 handelt. In diesen Fällen gehen die Kosten der Maßnahmen zu Lasten des Staatshaushalts.
(6) Bei Anwendung der in Artikel 138 Absatz 2 Buchstabe h der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahme werden Prüfzeichen und/oder -hinweise für den Fernabsatz von Elementen der Lebensmittelkette aufgestellt, worüber ein Protokoll angefertigt wird.
(7) Die Anwendung der in Artikel 138 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen befreit die Täter nicht von der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung, so sie nicht einer schwereren Bestrafung unterliegen.
(8) Bei Anwendung einer der in Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben h und j der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen und bei der Betriebseinstellung in einem Objekt, in dem eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausgeübt wird, unterrichtet die Kontrollbehörde, die die betreffende Maßnahme verhängt hat, innerhalb von drei Tagen die übrigen Stellen, die im Objekt Kontrollfunktionen ausüben, schriftlich über die Ausführung von Tätigkeiten in deren Zuständigkeitsbereich.
Artikel 25. (1) Die in Artikel 24 Absatz 1 beschriebenen Maßnahmen werden wie folgt verhängt:
1. durch eine Anweisung des Bediensteten, der die amtliche Kontrolle durchführt – in den Fällen nach Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben a, b, c und e der Verordnung (EU) 2017/625,
2. durch eine Verfügung des Bediensteten, der die amtliche Kontrolle durchführt – in den Fällen nach Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben c, g, h und i der Verordnung (EU) 2017/625,
3. durch eine Anordnung des Leiters des betreffenden Amtes gemäß Artikel 7 beziehungsweise einer von ihm bevollmächtigte Person oder durch den Akt, der in der einschlägigen, in Artikel 10 bis 16 genannten Rechtsvorschrift dafür bestimmt ist – in den Fällen nach Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben f, h, j und k der Verordnung (EU) 2017/625.
(2) Nach der Beseitigung von Verstößen, für die Maßnahmen nach Artikel 138 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625, nach Artikel 24 Absatz 2 und Absatz 4 verhängt worden sind und für die eine Anweisung zur Vermeidung und Beseitigung der Folgeschäden des Verstoßes verhängt worden ist, führt die Kontrollbehörde eine Überprüfung durch und verfasst ein schriftliches Protokoll mit einer Stellungnahme zur Einstellung der betreffenden Maßnahme, von dem eine Kopie der Person, die eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausübt, oder ihrem bevollmächtigten Vertreter gegen Unterschrift ausgehändigt wird. Die Maßnahme wird von einer übergeordneten Kontrollbehörde oder einem von ihr bevollmächtigten Bediensteten aufgehoben.
(3) Die verschiedenen in Absatz 1 genannten Verwaltungsakte werden bekannt gegeben und können gemäß der Verwaltungsprozessordnung angefochten werden. Die Anfechtung der Akte entfaltet keine aufschiebende Wirkung.
Artikel 26. (1) Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette werden in Objekten betrieben, die nach den in Artikel 10 bis 16 genannten einschlägigen Rechtsakten registriert oder zugelassen sind und wenn für die Objekte eines der folgenden Dokumente ausgestellt worden ist:
1. eine in Kraft getretene Nutzungsgenehmigung nach Artikel 177 Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes (ZUT) – wenn anwendbar,
2. eine Inbetriebnahmebescheinigung nach Artikel 177 Absatz 3 des Raumordnungsgesetzes – wenn anwendbar,
3. eine Baugenehmigung nach Artikel 41 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes – für Wirtschaftsgebäude und Nebengebäude,
4. eine Aufstellungsgenehmigung nach Artikel 56 Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes – für ortsveränderliche Objekte.
(2) Nach Artikel 151 Absatz 1 Nummer 3 des Raumordnungsgesetzes bedürfen Gewächshäuser für die Registrierung nur eines Antrags.
(3) Private Kleinbetriebe, in denen Tiere gehalten werden, werden nach dem Gesetz über die veterinärmedizinische Tätigkeit registriert.
Artikel 27. Die Behörden der amtlichen Kontrolle der Lebensmittelkette:
1. sind Mitglieder der Sachverständigenräte für Raumordnung,
2. erteilen in den vom Raumordnungsgesetz vorgesehenen Fällen die Zustimmung zu Raumordnungsplänen,
3. sind an der Konformitätsbewertung von Investitionsvorhaben beteiligt, wenn für die Bewertung die Annahme durch einen Sachverständigenrat der genehmigenden Verwaltung oder auf Wunsch einer natürlichen oder einer juristischen Person notwendig ist,
4. geben Stellungnahmen nach dem Raumordnungsgesetz zur Inbetriebnahmefähigkeit von Bauten ab oder sind Teil der staatlichen Abnahmekommissionen für Objekte der Lebensmittelkette.
Artikel 28. (1) Die Behörden, die die amtliche Kontrolle der Lebensmittelkette ausüben, unterhalten öffentliche elektronische Register der registrierten und genehmigten Objekte, auf die über das Internet zugegriffen werden kann.
(2) Die Register werden unter den Bedingungen des elektronischen Austauschs von Dokumenten und des Datenaustauschs mit den anderen elektronischen Registern der in Absatz 1 genannten Behörden eingerichtet und unterhalten.
(3) Die Registrierungs- und Genehmigungsakte der Objekte, in denen Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette betrieben werden, können als elektronische Dokumente erstellt werden.
Artikel 29. (1) Die Personen, die eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausüben und das Recht auf ein zweites Sachverständigengutachten gemäß Artikel 35 der Verordnung (EU) 2017/625 haben, reichen nach dem in Artikel 50 Absatz 3 beschriebenen Verfahren einen schriftlichen Antrag ein.
(2) Zur Sicherstellung des Rechts gemäß Absatz 1 wird gemäß den Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Bereich der Lebensmittelkette oder den Bestimmungen von Artikel 50 Absatz 3 der Verordnung eine ausreichende Anzahl Laborproben genommen.
(3) Die Aufwendungen für das zweite Sachverständigengutachten gemäß Absatz 1 sind vom Antragsteller zu tragen.
(4) Kommt es zu Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem zweiten Sachverständigengutachten, kommt Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/625 zur Anwendung. Im nationalen Referenzlabor, einem Referenzlabor eines anderen Mitgliedstaats oder einem von der zuständigen Behörde gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) 2017/625 benannten und bestimmten anderen amtlichen Labor wird eine erneute Analyse, Prüfung oder Diagnostik durchgeführt. Die Ergebnisse der Analyse, Prüfung oder Diagnostik sind endgültig.
(5) Eine erneute Analyse, Prüfung oder Diagnostik wird nicht zugelassen, wenn:
1. die Häufigkeit des Auftretens der Gefährdung bei dem Tier oder der Ware außerordentlich gering ist,
2. die Verbreitung der Gefährdung außerordentlich schwach oder ungleichmäßig ist,
3. eine Untersuchung auf Quarantäneschadorganismen durchgeführt wird,
4. eine mikrobiologische Analyse durchgeführt wird.
(6) Die Einreichung eines Antrags auf ein zweites Sachverständigengutachten entfaltet keine aufschiebende Wirkung betreffend die Umsetzung der Verpflichtungen der Kontrollbehörden gemäß Artikel 35 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/625.
Artikel 30. Die amtliche Kontrolle aller Unternehmer entlang der Lebensmittelkette kann auch auf Grund von Beschwerden und Veröffentlichungen durchgeführt werden.
Artikel 31. (1) Die Minister gemäß Artikel 2 und die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 erlassen im Rahmen ihrer Zuständigkeit in einer Anordnung Vorschriften gemäß Artikel 140 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 für das Melden von Hinweisen auf Verstöße und bei Verdacht auf Verstöße gegen die Verordnung (EU) 2017/625, dieses Gesetz und die in Artikel 10 bis 16 genannten einschlägigen Rechtsakte.
(2) Die in Absatz 1 genannten Behörden prüfen im Rahmen ihrer Zuständigkeit jeden von einer anderen Verwaltungsbehörde oder Personen eingehenden Hinweis, der mit einem Wunsch auf Mitwirkung oder Zurverfügungstellung von Informationen verbunden ist.
(3) Beim Empfang eines Hinweises unternimmt die betreffende Behörde folgende Schritte:
1. der Hinweis wird registriert,
2. eine Prüfung zwecks Feststellung der im Hinweis genannten Fakten und Umstände wird durchgeführt und, sollten Abweichungen von den Rechtsvorschriften festgestellt werden, werden die notwendigen Maßnahmen ergriffen,
3. der Hinweisgeber wird über die in Nummer 2 genannten ergriffenen Maßnahmen unterrichtet.
Artikel 32. Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten unterrichtet in den Fällen, in denen die Durchführung einer amtlichen Einfuhrkontrolle nach den Rechtsvorschriften der EU zur Lebensmittelkette erforderlich ist, die Europäische Kommission auf Vorschlag des Exekutivdirektors der Bulgarischen Agentur für Lebensmittelsicherheit über die Orte der Einfuhr der Elemente der Lebensmittelkette in die Europäische Kommission.
Artikel 33. (1) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten legt auf Vorschlag des Exekutivdirektors der Bulgarischen Agentur für Lebensmittelsicherheit mit einer Anordnung ein Verzeichnis der Grenzkontrollstellen für die Durchführung amtlicher Kontrollen einer oder mehrerer der in Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 aufgeführten Kategorien von Tieren und Waren fest.
(2) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten unterrichtet die Europäische Kommission und die anderen Mitgliedstaaten über:
1. Widerruf der Festlegung einer Grenzkontrollstelle gemäß Artikel 62 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 und die Gründe dafür,
2. Aussetzung der Festlegung einer Grenzkontrollstelle gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2017/625 und die Gründe dafür,
3. Aufhebung der Festlegung einer Grenzkontrollstelle und die Gründe dafür.
(3) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten hebt die Aussetzung der Festlegung einer Grenzkontrollstelle auf, sobald er der Europäischen Kommission und den anderen Mitgliedstaaten die Informationen vorgelegt hat, auf deren Grundlage er die Aussetzung aufhebt.
(4) Das Verzeichnis der Grenzkontrollstellen gemäß Absatz 1 wird auf der Website der Bulgarischen Agentur für Lebensmittelsicherheit veröffentlicht und beinhaltet die Informationen gemäß Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625. Das Verzeichnis wird in den in Absatz 2 aufgeführten Fällen vorbehaltlich Artikel 61 bis 63 der Verordnung (EU) 2017/625 aktualisiert.
Artikel 34. (1) Wenn die einschlägigen Rechtsakte der Europäischen Union oder die in Artikel 10 bis 16 genannten Rechtsakte die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung vorsehen, bestimmen die Minister gemäß Artikel 2 und die Amtsleiter gemäß Artikel 7 durch Anordnung die Bediensteten, die zur Unterzeichnung amtlicher Bescheinigungen befugt sind.
(2) Die Minister gemäß Artikel 2 und die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 bestimmen durch Anordnung Regeln zur Verhinderung der Ausstellung falscher oder irreführender amtlicher Bescheinigungen oder von deren Missbrauch.
Abschnitt II
Besondere Anforderungen bei der Ausübung der amtlichen Kontrolle und anderer amtlicher Tätigkeiten an Lebensmitteln auf dem Gebiet der Republik Bulgarien
Artikel 35. Die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit übt die amtliche Kontrolle und andere amtliche Tätigkeiten an Lebensmitteln entsprechend den Anforderungen der einschlägigen Vorschriften des Lebensmittelrechts der Europäischen Union, dieses Gesetzes, des Lebensmittelgesetzes und der nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.
Artikel 36. Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten legt in einer Verordnung für folgende Fälle Kontrollmaßnahmen fest:
1. Kontaminanten aus der Umwelt in Tieren, Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs, Einzelfuttermitteln, Futtermittelzusatzstoffen, Mischfuttermitteln, Fütterungsarzneimitteln, Trinkwasser, das mit Rohstoffen und Lebensmitteln tierischen Ursprungs in Kontakt kommt, und Wasser in Objekten für die Zucht und Haltung von Fischen und anderen Wasserorganismen;
2. Rückstände von Tierarzneimitteln in Lebensmitteln tierischen Ursprungs und Wasser in Objekten für die Zucht und Haltung von Fischen und anderen Wasserorganismen.
Artikel 37. (1) Für die Durchführung der Kontrolle gemäß Artikel 36 erarbeitet die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit jedes Jahr ein Nationales Überwachungsprogramm und setzt es um.
(2) Die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit legt das in Absatz 1 beschriebene Programm für das laufende Jahr der Europäischen Kommission zur Genehmigung vor.
(3) Die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit unterrichtet die Europäische Kommission jedes Jahr über die Ergebnisse des im Vorjahr umgesetzten Programms.
Artikel 38. (1) Der Ministerrat verabschiedet auf Vorschlag des Ministers für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten ein nationales Programm zur Vermeidung und Verminderung von Lebensmittelverlusten.
(2) Die Tätigkeiten im Rahmen des nationalen Programms werden aus dem Haushalt des Ministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten und der anderen beteiligten Behörden finanziert und können aus anderen Finanzquellen unterstützt werden.
Artikel 39. Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten bestimmt in einer Verordnung die Anforderungen für die Umsetzung zeitlich befristeter und in ihrem Geltungsbereich begrenzter Pilotprojekte gemäß Artikel 18 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2017/625, um alternative praktische Modalitäten für die Durchführung amtlicher Kontrollen der Fleischerzeugung zu bewerten.
Artikel 40. Bei der Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten an Tieren, Erzeugnissen tierischen Ursprungs, Zuchtmaterial und tierischen Nebenprodukten an den Grenzkontrollstellen kann die Entscheidung über Sendungen von für den menschlichen Verzehr bestimmten Fischereierzeugnissen, lebenden Muscheln, lebenden Stachelhäutern, lebenden Manteltieren und lebenden Meeresschnecken gemäß Artikel 55 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/625 außer durch einen Amtstierarzt auch von entsprechend geschultem und durch eine Anordnung des Exekutivdirektors der Bulgarischen Agentur für Lebensmittelsicherheit eigens zu diesem Zweck benanntem Personal getroffen werden.
Artikel 41. (1) Die amtliche Kontrolle und anderen amtlichen Tätigkeiten in Objekten für die Erzeugung und Verarbeitung von Fleisch von als Haustieren gehaltenen Huftieren, Geflügel und Hasentieren sowie Wild werden von Amtstierärzten und Inspektoren durchgeführt.
(2) Die Amtstierärzte gemäß Absatz 1 erfüllen die Anforderungen von Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes über die veterinärmedizinische Tätigkeit und besitzen alle Befugnisse gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2019/627 der Kommission vom 15. März 2019 zur Festlegung einheitlicher praktischer Modalitäten für die Durchführung der amtlichen Kontrollen in Bezug auf für den menschlichen Verzehr bestimmte Erzeugnisse tierischen Ursprungs gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 der Kommission in Bezug auf amtliche Kontrollen (ABl. L 131 vom 17.5.2019, S. 51).
(3) Die Inspektoren gemäß Absatz 1 üben die Kontrolle unter der Aufsicht eines Amtstierarztes aus.
Artikel 42. (1) In einer verschärften epizootischen Situation verpflichtet der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten die Unternehmer, die Schlachthöfe betreiben, in ihren Schlachthöfen zwecks Kontrolle und Tilgung von Infektionserkrankungen eine Sanitätsschlachtung durchzuführen.
(2) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten genehmigt ein Verzeichnis der Schlachthöfe, in denen auf Vorschlag des Exekutivdirektors der Bulgarischen Agentur für Lebensmittelsicherheit Schlachtungen gemäß Absatz 1 durchgeführt werden müssen.
(3) Das in Absatz 2 genannte Verzeichnis wird auf der Website der Bulgarischen Agentur für Lebensmittelsicherheit veröffentlicht.
Artikel 43. Die Rückgabe von Lebensmitteln aus Groß- und Einzelhandelsobjekten in die Erzeugungsobjekte ist außer in den in Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 genannten Fällen nicht gestattet.
Artikel 44. (1) Die Ausfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs ist zulässig, wenn:
1. die Lebensmittel in Objekten hergestellt werden, die eine Genehmigung nach Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs, im Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 853/2004“, besitzen,
2. der Ausführer eine Bescheinigung oder ein anderes amtliches Dokument besitzt, das für die Ausfuhr von Lebensmitteln tierischen Ursprungs ausgestellt wurde.
(2) Die in Absatz 1 Nummer 2 genannten Dokumente werden gemäß den Bedingungen und Verfahren von Artikel 237 und Artikel 238 des Gesetzes über die veterinärmedizinische Tätigkeit ausgestellt.
Artikel 45. Die Schäden, die durch falsche oder unvollständige Angaben für die Ausstellung der Dokumente gemäß Artikel 44 verursacht werden, gehen zu Lasten des Ausführers.
Artikel 46. (1) Die amtlichen Tierärzte ordnen in einer Verfügung die Vernichtung von Lebensmitteln tierischen Ursprungs, wenn:
1. sie feststellen, dass sie genussuntauglich sind oder die Gesundheit von Mensch und/oder Tier gefährden,
2. sie feststellen, dass sie unbekannten Ursprungs sind,
3. sie feststellen, dass sie unter Verletzung der Anforderungen der einschlägigen Rechtsvorschriften eingeführt worden sind,
4. sie amtliche Informationen erhalten haben, dass sie die Gesundheit von Mensch und/oder Tier gefährden,
5. sie feststellen, dass sie in Objekten, die nicht gemäß dem Lebensmittelgesetz registriert oder zugelassen sind, hergestellt, verarbeitet oder vertrieben worden sind,
6. die Lebensmittel aus Tieren gewonnen wurden, die in nicht gemäß Artikel 137 des Gesetzes über die veterinärmedizinische Tätigkeit registrierten Haltungsbetrieben gehalten wurden.
(2) In den Fällen gemäß Absatz 1 erstellt der amtliche Tierarzt ein Protokoll, in dem er Art, Menge, Anzahl und sonstige Merkmale der zu vernichtenden Lebensmittel angibt.
(3) Das Protokoll ist untrennbarer Bestandteil der Verfügung gemäß Absatz 1.
Artikel 47. Die wegen der verhängten Verbote gemäß Artikel 46 entstandenen Schäden und entgangenen Gewinne sind von den Eigentümern der kontrollpflichtigen Objekte zu tragen.
Abschnitt III
Bedingungen und Verfahren für die Erstellung und Durchführung des mehrjährigen nationalen Kontrollplans
Artikel 48. (1) Für eine wirksame Ausübung der amtlichen Kontrolle der Lebensmittelkette erarbeitet und aktualisiert das Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten in Abstimmung mit dem Ministerium für Gesundheitswesen und dem Wirtschaftsministerium einen nationalen mehrjährigen Kontrollplan (MNPK) gemäß Artikel 109 bis Artikel 113 der Verordnung (EU) 2017/625.
(2) Der nationale mehrjährige Kontrollplan wird gemäß der Entscheidung 2007/363/EG der Kommission vom 21. Mai 2007 über Leitlinien zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung des integrierten mehrjährigen nationalen Kontrollplans gemäß der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 30.5.2007, S. 24) erstellt.
(3) Das Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten ist die Behörde, die die Koordination der Erstellung des MNPK zwischen allen für die Ausübung der amtlichen Kontrolle zuständigen Stellen, die Sicherstellung der Einhaltung des MNPK die Sammlung von Informationen über seine Umsetzung, seine Überprüfung und gegebenenfalls Aktualisierung gemäß Artikel 109 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 besorgt.
Artikel 49. (1) Das Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten erstellt und übersendet der Europäischen Kommission den Jahresbericht zur Erfüllung des MNPK.
(2) Die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 legen dem Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten jedes Jahr bis zum 30. April einen Jahresbericht über die Erfüllung des MNPK für das abgelaufene Jahr vor.
(3) Zur Übermittlung beziehungsweise Vorlage des in Absatz 1 genannten Berichts und der in Absatz 2 genannten Daten ist das geeignete Formular gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2019/723 der Kommission vom 2. Mai 2019 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des einheitlichen Musterformulars, das in den von den Mitgliedstaaten vorzulegenden Jahresberichten zu verwenden ist (ABl. L 124 vom 13.5.2019, S. 1), auszufüllen.
(4) Für die Erfüllung des mehrjährigen nationalen Kontrollplans sind im Rahmen ihrer Befugnisse die Kontrollbehörden gemäß diesem Gesetz und den in Artikel 10 bis Artikel 16 genannten einschlägigen Rechtsakten verantwortlich.
Abschnitt IV
Bedingungen und Verfahren für die Probenahme, die Bestimmung von Laboren für die amtliche Kontrolle und die Bestimmung der nationalen Referenzlabore
Artikel 50. (1) Die Probenahme und die Durchführung von Analysen, Untersuchungen und Diagnostik an Elementen der Lebensmittelkette erfolgen gemäß den Anforderungen der einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union.
(2) Die Probenahme und die Durchführung von Analysen, Untersuchungen und Diagnostik bei Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen, Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenvermehrungsmaterial und für tierzüchterische Kontrollen erfolgen gemäß den einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union und der bulgarischen Gesetzgebung in diesem Bereich.
(3) Bedingungen und Verfahren der Probenahme und der Durchführung von Analysen, Untersuchungen und Diagnostik bei Elementen der Lebensmittelkette, für die keine Anforderungen der europäischen oder bulgarischen Rechtsvorschriften bestehen, werden auf dem Verordnungswege vom gemäß Artikel 2 zuständigen Minister festgelegt.
Artikel 51. (1) Die Analysen, Untersuchungen und Diagnostik der Proben für die amtliche Kontrolle erfolgen in den eigenen Laboren der Artikel 7 Absatz 1 genannten Ämter oder anderen Laboren, die den in Artikel 37 Absatz 4 und Absatz 5 der Verordnung (EU) 2017/625 aufgeführten Kriterien entsprechen.
(2) Die Leiter der in Artikel 7 Absatz 1 genannten Ämter bestimmen durch Anordnung die amtlichen Labore, in denen für die amtliche Kontrolle Analysen, Untersuchungen und Diagnostik bei Elementen der Lebensmittelkette durchgeführt werden, wobei die in Artikel 37 Absätze 1, 3, 4 und 5 der Verordnung (EU) 2017/625 aufgeführten Anforderungen eingehalten werden. Die Liste der benannten Labore wird auf der Website des betreffenden Amtes veröffentlicht.
(3) Regeln und Verfahren für die Bestimmung von amtlichen Laboren werden vom Leiter des zuständigen Amtes gemäß Artikel 7 Absatz 1 festgelegt.
(4) Erfüllt ein bestimmtes Labor, welches in einer oder mehreren der in Absatz 2 beschriebenen Listen geführt wird, die in Artikel 37 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Bedingungen nicht, so wird es vom Leiter des Amtes gemäß Artikel 7 Absatz 1 in einer Anordnung von der Liste gestrichen.
(5) Die Anordnung nach Absatz 4 wird bekannt gegeben und kann gemäß der Verwaltungsprozessordnung angefochten werden. Die Anfechtung der Anordnung entfaltet keine aufschiebende Wirkung.
(6) Die Minister gemäß Artikel 2 und die Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 Absatz 1 können ein Labor, das die in Artikel 37 Absatz 4 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Bedingungen nicht erfüllt, aber die Anforderungen von Artikel 40 der Verordnung (EU) 2017/625 erfüllt, in einer Anordnung als amtliches Labor benennen.
Artikel 52. (1) Die Minister gemäß Artikel 2 bestimmen im Rahmen ihrer Zuständigkeit in einer Anordnung nationale Referenzlabore zur Untersuchung der Elemente der Lebensmittelkette, die den in Artikel 100 Absatz 2 und Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/625 aufgeführten Anforderungen entsprechen müssen.
(2) Die Minister gemäß Artikel 2 unterrichten die Europäische Kommission, das zuständige Referenzlabor der Europäischen Union und die Referenzlabore der übrigen Mitgliedstaaten über die von ihnen benannten nationalen Referenzlabore.
Kapitel vier
KOORDINIERUNG UND ZUSAMMENWIRKEN DER AMTLICHEN KONTROLLBEHÖRDEN ENTLANG DER LEBENSMITTELKETTE MIT ANDEREN STELLEN
Artikel 53. Bei der Durchführung amtlicher Kontrollen der Einfuhr bestimmter, einer verstärkten Kontrolle gemäß Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2017/625 unterliegender Futtermittel und Lebensmittel wie lebender Tiere und Lebensmittel tierischen Ursprungs aus Drittstaaten in die Republik Bulgarien arbeitet die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit gemäß Artikel 75 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 und den einschlägigen bulgarischen Rechtsvorschriften mit der Agentur Zollämter zusammen.
Artikel 54. Die Behörden des Innenministeriums und die anderen staatlichen und kommunalen Behörden sind verpflichtet, mit den in Artikel 2 Absatz 1 genannten Ministern und den Leitern der in Artikel 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 8 genannten Ämter sowie deren Bediensteten bei der Verhinderung, Vorbeugung und Aufdeckung von Verstößen entlang der Lebensmittelkette sowie bei der Durchsetzung administrativer Zwangsmaßnahmen der Behörden, die die amtliche Kontrolle und andere amtliche Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette ausüben, zusammenzuarbeiten.
Artikel 55. (1) Die Kontrollbehörden der Lebensmittelkette erstellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit einen Plan für die Umsetzung von Empfehlungen zur Beseitigung von Missständen, welche bei Audits oder Missionen der Europäische Kommission festgestellt worden sind.
(2) Wenn die in Absatz 1 genannten Empfehlungen sich an mehr als eine Kontrollbehörde richten, wird ein gemeinsamer Plan zur Beseitigung der Missstände erstellt.
(3) Die in Artikel 2 genannten Minister erlassen bei Feststellung von Situationen und Empfang von Hinweisen auf betrügerische oder irreführende Praktiken in den in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Bereichen in einer Anordnung Vorschriften zur Sicherstellung der Koordinierung der Tätigkeit der Kontrollbehörden entlang der Lebensmittelkette.
Artikel 56. Auf Anfrage der Minister gemäß Artikel 2 Absatz 1 und der Leiter der zuständigen Ämter gemäß Artikel 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 8 stellen das Innenministerium, das Verteidigungsministerium und das Justizministerium Informationen bereit und gewähren bei Bedarf auch Zutritt zu den von ihnen verwalteten Objekten.
Artikel 57. Die Bezirksleiter und die Bürgermeister der Gemeinden unterrichten die zuständigen Behörden für die Lebensmittelkette über den Betrieb von Objekten auf ihrem Gemeindegebiet, die nicht ordnungsgemäß registriert oder zugelassen sind.
Kapitel fünf
UMSETZUNG VON AMTSHILFE UND ZUSAMMENARBEIT IM BEREICH DER LEBENSMITTELKETTE ZWISCHEN DEN ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DER REPUBLIK BULGARIEN, DER ANDEREN MITGLIEDSTAATEN, DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION UND ANDEREN BEHÖRDEN DER EUROPÄISCHEN UNION
Artikel 58. Das Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten ist die einzige Behörde auf nationaler Ebene, die für die Koordinierung der Zusammenarbeit und der Kontakte mit der Kommission, den anderen Mitgliedstaaten und anderen Institutionen der Europäischen Union im Zusammenhang mit amtlichen Kontrollen und anderen amtlichen Tätigkeiten im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2017/625 verantwortlich ist.
Artikel 59. Das Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten ist die Verbindungsstelle im Sinne von Artikel 103 der Verordnung (EU) 2017/625.
Artikel 60. Bei den Systemen der Europäischen Kommission zur Verwaltung der Informationen und Daten über die amtlichen Kontrollen handelt es sich um:
1. das Informationsmanagementsystem für amtliche Kontrollen (IMSOC) einschließlich des AAC FF-Systems für Amtshilfe bei Lebensmittelbetrug zur Vorbeugung und Beseitigung von Risiken, die direkt oder über die Umwelt für Mensch und Tier entstehen können, oder zur Verringerung der Risiken auf ein annehmbares Maß, zur Sicherstellung lauterer Praktiken im Lebens- und Futtermittelhandel und zum Schutz der Verbraucherinteressen einschließlich der Kennzeichnung von Lebens- und Futtermitteln und aller anderen Formen von für den Verbraucher bestimmten Informationen,
2. das Informationsmanagementsystem für Anträge zu Pflanzenschutzmitteln gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1).
Artikel 61. (1) Der Ministerrat ergreift auf Vorschlag des Ministers für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten folgende Maßnahmen:
1. Er errichtet eine Zentrale Ansprechstelle für die Systeme der Europäischen Kommission sowie die Koordination und Kommunikation mit der Europäischen Kommission und bestimmt deren Besetzung,
2. er genehmigt eine Liste der Kontaktstellen auf dem Hoheitsgebiet des Landes, über welche die Koordinierung der Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden der Republik Bulgarien und der übrigen Mitgliedstaaten, einschließlich Übersendung und Entgegennahme von Amtshilfeersuchen, erfolgt.
(2) Der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten unterrichtet die Europäische Kommission und die anderen Mitgliedstaaten über die in Absatz 1 Nummer 2 genannte Liste und alle eingetretenen Änderungen an ihr.
Kapitel sechs
MASSNAHMEN ZUR BEWÄLTIGUNG VON KRISEN UND AUSSERORDENTLICHEN SITUATIONEN ENTLANG DER LEBENSMITTELKETTE
Artikel 62. (1) Für die Umsetzung des in Artikel 55 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 beschriebenen allgemeinen Plans für das Krisenmanagement erlassen die in Artikel 2 genannten Minister Einsatzpläne zum Vorgehen in Notfallsituationen im Zusammenhang mit Lebensmitteln und Futtermitteln.
(2) Für die übrigen, nicht in Absatz 1 genannten Elemente der Lebensmittelkette erlassen die in Artikel 2 genannten Minister Einsatzpläne zur Bewältigung von Krisen nach Bedarf.
Artikel 63. Die in Artikel 62 Absatz 1 beschriebenen Einsatzpläne werden gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 von den in Artikel 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 8 aufgeführten zuständigen Ämtern in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette oder den nationalen Zentren für Probleme der öffentlichen Gesundheit gemäß Artikel 22 des Gesundheitsgesetzes erarbeitet.
Artikel 64. Entsteht eine unmittelbare große Gefährdung für Menschen, Tiere oder Pflanzen, verhängt der nach Artikel 2 zuständige Minister im Rahmen seiner Zuständigkeit in einer Anordnung eine oder mehrere der in Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben d, f, g, h, i, j und k der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen.
Artikel 65. Die Anordnung nach Absatz 64 wird bekannt gegeben und kann gemäß der Verwaltungsprozessordnung angefochten werden. Die Anfechtung der Anordnung entfaltet keine aufschiebende Wirkung.
Kapitel sieben
FINANZIERUNG DER MIT DER AMTLICHEN KONTROLLE UND ANDEREN AMTLICHEN TÄTIGKEITEN ENTLANG DER LEBENSMITTELKETTE VERBUNDENEN TÄTIGKEITEN
Artikel 66. (1) Die erforderlichen Mittel für die Deckung der Kosten der Durchführung der planmäßigen amtlichen Kontrolle und der anderen amtlichen Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette gemäß Artikel 78 der Verordnung (EU) 2017/625 sind in den Haushalten der zuständigen Ministerien gemäß Artikel 2 und der Ämter gemäß Artikel 7 Absatz 1 Nummern 3 bis 8 zu berücksichtigen.
(2) Die Aufwendungen für die Durchführung der amtlichen Kontrolle und der anderen amtlichen Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten tragen die Personen, die eine Tätigkeit entlang der Lebensmittelkette ausüben.
(3) Die Höhe der Gebühren für die Durchführung der amtlichen Kontrolle und der anderen amtlichen Tätigkeiten entlang der Lebensmittelkette ist in Anhang IV der Verordnung (EU) 2017/625 und in den Gebührenordnungen und/oder Preislisten festgelegt, die in den einschlägigen Rechtsakten gemäß Artikel 10 bis 16 genannt werden.
Kapitel acht
VERWALTUNGSSTRAFRECHTLICHE BESTIMMUNGEN
Artikel 67. (1) Wer unter Verstoß gegen Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 einer Kontrollbehörde bei der Ausübung der Kontrolle nicht Zutritt gewährt, wird mit einem Bußgeld von 2000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 5000 bis 10 000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 5000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 10 000 bis 20 000 BGN verhängt.
Artikel 68. (1) Wer unter Verstoß gegen Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 einer Kontrollbehörde bei der Ausübung der Kontrolle die verlangte Mitwirkung verweigert, wird mit einem Bußgeld von 1000 bis 2000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 2000 bis 5000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 5000 bis 7000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 7000 bis 15000 BGN verhängt.
Artikel 69. (1) Wer die Kontrollbehörde bei der Ausübung der in Artikel 14 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Tätigkeiten behindert, wird mit einem Bußgeld von 5000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 10 000 bis 15 000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 13 000 bis 15 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 15 000 bis 20 000 BGN verhängt.
Artikel 70. (1) Wer die in Artikel 23 oder Artikel 24 Absatz 1 genannte Maßnahme nicht umsetzt, wird mit einem Bußgeld von 1000 bis 1500 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 1500 bis 2000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 1000 bis 3000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 3000 bis 5000 BGN verhängt.
Artikel 71. Wer in einem Objekt, in dem ein Prüfzeichen und/oder -hinweis gemäß Artikel 24 Absatz 6 aufgestellt wurde, eine Tätigkeit betreibt, wird mit einem Bußgeld von 5000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 10 000 bis 15 000 BGN bestraft.
Artikel 72. (1) Wer eine der in Artikel 138 Absatz 2 Buchstaben g, h, i, j und k der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen nicht umsetzt, wird mit einem Bußgeld von 5000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 10 000 bis 20 000 BGN bestraft.
(2) Wenn jemand in der Folge des in Absatz 1 beschriebenen Verstoßes erhebliche wirtschaftliche Einbußen erleidet oder eine Gefährdung der Gesundheit von Mensch oder Tier eintritt, beträgt das Bußgeld 10 000 bis 20 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß 20 000 bis 50 000 BGN.
(3) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 10 000 bis 20 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 20 000 bis 30 000 BGN verhängt. Wenn jemand in der Folge des Verstoßes erhebliche wirtschaftliche Einbußen erleidet, wird gegen die juristische Person beziehungsweise den Einzelkaufmann eine Vermögensstrafe in Höhe von 20 000 bis 50 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 50 000 bis 100 000 BGN verhängt.
Artikel 73. (1) Wer die in Artikel 42 Absatz 1 genannte Maßnahme nicht umsetzt, wird mit einem Bußgeld von 5000 bis 8000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 8000 bis 10 000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 10 000 bis 15 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 15 000 bis 20 000 BGN verhängt.
Artikel 74. (1) Wer sich betrügerische oder irreführende Praktiken in den in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Bereichen zuschulden kommen lässt, wird mit einem Bußgeld von 5000 bis 8000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 8000 bis 10 000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 10 000 bis 15 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 15 000 bis 20 000 BGN verhängt.
Artikel 75. (1) Wer eine gemäß Artikel 64 verhängte Maßnahme nicht umsetzt, wird mit einem Bußgeld von 10 000 bis 20 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 20 000 bis 50 000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 15 000 bis 50 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 50 000 bis 100 000 BGN verhängt.
Artikel 76. (1) Wer eine gemäß Artikel 69 der Verordnung (EU) 2017/625 verhängte Maßnahme nicht umsetzt, wird mit einem Bußgeld von 10 000 bis 20 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 20 000 bis 50 000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 15 000 bis 50 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 50 000 bis 100 000 BGN verhängt.
Artikel 77. Ein Bediensteter, der eine amtliche Bescheinigung in Verletzung seiner Pflichten gemäß Artikel 88 bis 91 der Verordnung (EU) 2017/625 begeht, wird mit einem Bußgeld von 1000 bis 3000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 3000 bis 5000 BGN bestraft.
Artikel 78. Ein amtlicher Tierarzt, der ein tierärztliches Dokument in Verletzung seiner Pflichten gemäß Artikel 88 bis 91 der Verordnung (EU) 2017/625 begeht, wird mit einem Bußgeld von 1000 bis 3000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 3000 bis 5000 BGN bestraft.
Artikel 79. (1) Wer in Verstoß gegen Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 Lebensmittel tierischen Ursprungs in Verkehr bringt, die nicht mit einem Genusstauglichkeits- oder Identitätskennzeichen versehen sind, wird mit einem Bußgeld in Höhe von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 5000 bis 7000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 7000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 13 000 bis 15 000 BGN verhängt.
Artikel 80. (1) Wer Lebensmittel tierischen Ursprungs, deren Verfallsdatum oder Mindesthaltbarkeitsdatum abgelaufen ist, vermarktet oder mit ihnen Handel treibt, wird mit einem Bußgeld von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 5000 bis 7000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 7000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 13 000 bis 15 000 BGN verhängt.
Artikel 81. (1) Wer Fleisch von Wiederkäuern in Verkehr bringt, die nicht gemäß den Anforderungen von Anhang III Kapitel A der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien auf transmissible spongiforme Enzephalopathien getestet sind, wird mit einem Bußgeld von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 5000 bis 8000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 8000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 10 000 bis 20 000 BGN verhängt.
(3) In den Fällen gemäß Absatz 1 und Absatz 2 wird das Fleisch sichergestellt und zur Vernichtung in einem Entsorgungsbetrieb für tierische Nebenprodukte bestimmt. Die Kosten für die Vernichtung trägt der Verursacher des Verstoßes.
Artikel 82. (1) Wer gegen die Bestimmungen von Anhang II Kapitel IX Nummern 1 bis 4 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Lebensmittelhygiene, im Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 852/2004“, verstößt, wird mit einer Vermögensstrafe von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 5000 bis 7000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 7000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 10 000 bis 15 000 BGN verhängt.
Artikel 83. Wer in Verstoß gegen die Anforderungen von Anhang II Abschnitt ІІI der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 ein Tier zur Schlachtung annimmt, wird mit einer Vermögensstrafe von 300 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 5000 bis 10 000 BGN bestraft.
Artikel 84. Wer Lebensmittel tierischen Ursprungs, die keiner amtlichen Kontrolle im Sinne dieses Gesetzes unterzogen worden sind, in Verkehr bringt, wird mit einem Bußgeld von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 5000 bis 10 000 BGN bestraft.
Artikel 85. (1) Wer gegen die Bestimmungen von Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 852/ 2004 verstößt, wird mit einem Bußgeld in Höhe von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 5000 bis 7000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 7000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 10 000 bis 15 000 BGN verhängt.
Artikel 86. (1) Wer gegen Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates, im Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 1760/2000“, verstößt, wird mit einem Bußgeld in Höhe von 500 bis 1500 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 1500 bis 3000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 1000 bis 2000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 2000 bis 3000 BGN verhängt.
Artikel 87. (1) Wer gegen Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1825/2000 der Kommission vom 25. August 2000 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen, im Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 1825/2000“, verstößt, wird mit einem Bußgeld in Höhe von 1000 bis 2000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 2000 bis 3000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 2000 bis 4000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 4000 bis 8000 BGN verhängt.
Artikel 88. (1) Wer gegen Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 und Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1825/2000 verstößt, wird mit einem Bußgeld in Höhe von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 5000 bis 7000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 7000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 12 000 bis 15 000 BGN verhängt.
Artikel 89. (1) Wer Lebensmittel tierischen Ursprungs, für die die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 der Kommission vom 19. September 2011 über die mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Rückverfolgbarkeitsanforderungen an Lebensmittel tierischen Ursprungs (ABl. L 242 vom 20.9.2011, S. 2) nicht eingehalten wurde, vermarktet oder mit ihnen Handel treibt, wird mit einem Bußgeld von 3000 bis 5000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 5000 bis 8000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 10 000 bis 15 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 15 000 bis 20 000 BGN verhängt.
Artikel 90. (1) Wer gegen die Anforderungen der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1375 der Kommission vom 10. August 2015 mit spezifischen Vorschriften für die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen (ABl. L 212 vom 11.8.2015, S. 7) verstößt, wird mit einem Bußgeld von 1500 bis 3000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 3000 bis 5000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 5000 bis 8000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 8000 bis 10 000 BGN verhängt.
Artikel 91. (1) Wer gegen die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 zur Bekämpfung von Salmonellen und bestimmten anderen durch Lebensmittel übertragbaren Zoonoseerregern verstößt, wird mit einem Bußgeld von 1000 bis 3000 BGN und bei wiederholtem Verstoß in Höhe von 3000 bis 5000 BGN bestraft.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 5000 bis 10 000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 10 000 bis 20 000 BGN verhängt.
Artikel 92. Die Verwaltungsstrafen gemäß Artikel 67 bis 91 werden dann verhängt, wenn in den einschlägigen in Artikel 10 bis 16 aufgeführten Rechtsakten keine schwereren Strafen vorgesehen sind.
Artikel 93. (1) Für andere Verstöße gegen rechtliche Anforderungen im Bereich der Lebensmittelkette außer in den Fällen gemäß Artikel 67 bis 91 und den einschlägigen in Artikel 10 bis 16 aufgeführten Rechtsakten wird ein Bußgeld von 1000 bis 3000 BGN und bei einem erneuten Verstoß in Höhe von 3000 bis 8000 BGN verhängt.
(2) Für einen Verstoß gemäß Absatz 1, der von einer juristischen Person oder einem Einzelkaufmann begangen wird, wird eine Vermögensstrafe in Höhe von 5000 bis 8000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 8000 bis 15 000 BGN verhängt.
Artikel 94. Bei wiederholten Verstößen gegen dieses Gesetz oder die nachgeordneten Durchführungsvorschriften in einem Zeitraum von drei Jahren nach Inkrafttreten des Bußgeldbescheids wird das Bußgeld beziehungsweise die Vermögensstrafe in dreifacher Höhe verhängt.
Artikel 95. Bei systematischen Verstößen gegen dieses Gesetz und die nachgeordneten Durchführungsvorschriften erhöht sich das Bußgeld beziehungsweise die Vermögensstrafe auf das Fünffache des höchsten verhängten Bußgeldes beziehungsweise der höchsten verhängten Vermögensstrafe.
Artikel 96. (1) Die Akte über die Feststellung von Verletzungen nach Artikel 67 bis 91 werden von Bediensteten erstellt, die die amtliche Kontrolle der Lebensmittelkette ausüben und durch die zuständigen Minister gemäß Artikel 2 und die Leiter der Ämter gemäß Artikel 7 Absatz 1 dazu befugt sind, je nach dem Geltungsbereich der von ihnen ausgeübten Kontrolle.
(2) Die in Absatz 1 genannten Bußgeldbescheide werden von den Ministern gemäß Artikel 2 und den Leitern der Ämter gemäß Artikel 7 Absatz 1 oder den von ihnen dazu befugten Dienstpersonen ausgestellt.
(3) Die Einnahmen aus den verhängten Bußgeldern und Vermögensstrafen fließen dem Haushalt des betreffenden Amtes gemäß Artikel 7 Absatz 1 zu.
Artikel 97. Bei der Zahlung des verhängten Bußgeldes beziehungsweise der verhängten Vermögensstrafe schuldet die Person 7 Tage nach Erhalt des Bußgeldbescheids 70 Prozent der Höhe des Bußgeldes beziehungsweise der Vermögensstrafe.
Artikel 98. Die Feststellung der Verstöße, das Verfassen der Protokolle, die Ausgabe, Anfechtung und Vollstreckung der Bußgeldbescheide erfolgen gemäß dem Gesetz über Verwaltungsverstöße und -strafen.
Ergänzende Bestimmungen
§ 1. Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet:
1. „Lebensmittelkette“ alle Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen von Lebensmitteln und Futtermitteln gemäß Artikel 3 Absatz 16 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sowie der Herstellung und der Verbreitung pflanzlichen und tierischen Vermehrungsgutes, wobei auch alle Aspekte zu erwägen sind, welche potenziell eine Auswirkung auf die Lebens- und Futtermittelsicherheit haben und sich als ein ununterbrochener Prozess betrachten lassen;
2. „Elemente der Lebensmittelkette“:
a) Lebensmittel nach Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch Wein, aus Trauben und Wein gewonnene Erzeugnisse, Obstweine und Essig nach dem Wein- und Spirituosengesetz sowie Ethylalkohol und Destillate landwirtschaftlichen Ursprungs und Spirituosen nach demselben Gesetz,
b) Futtermittel nach Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002,
c) Tiere gemäß Artikel 4 der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (Tiergesundheitsrecht) (ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1),
d) tierische Nebenprodukte und Folgeprodukte gemäß Artikel 3 Absatz 1 und Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Nebenprodukte-Verordnung) (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 1),
e) Rückstände von Tierarzneimitteln gemäß § 1 Nummer 9 der Ergänzenden Bestimmungen zum Gesetz über die veterinärmedizinische Tätigkeit,
f) Pflanzenschutzmittel nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und die Anwendung von Düngemitteln,
g) Pflanzenvermehrungsmaterial gemäß § 1 Punkt 5 und Punkt 6 der Ergänzenden Bestimmungen zum Gesetz über Saat- und Pflanzgut,
h) Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, gemäß Artikel 1 Absatz 2 und Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a und b der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 89/109/EWG.
3. „erhebliche wirtschaftliche Einbußen“ materielle Schäden in Höhe von mehr als 50 000 BGN.
4. „unmittelbare und große Gefährdung“ eine Gefährdung, bei welcher es direkt oder indirekt zu schädlichen Folgen für:
a) die menschliche Gesundheit,
b) die Landwirtschaft oder die Umwelt kommen kann, welche die nationale Sicherheit oder die Wirtschaft des Landes bedrohen.
5. „wiederholter Verstoß“ ein Verstoß, der innerhalb einer einjährigen Frist nach Inkrafttreten des Bußgeldbescheids, mit dem die Person für einen gleichartigen Verstoß bestraft worden ist, begangen wird.
6. „systematische Verstöße“ sind drei oder mehr in drei aufeinanderfolgenden Jahren begangene Verstöße gegen dieses Gesetz und seine Durchführungsbestimmungen, für die einer Person Verwaltungsstrafen auferlegt und Bußgeldbescheide in Kraft gesetzt wurden.
§ 2. Für die Zwecke dieses Gesetzes gelten die Begriffsbestimmungen der Verordnung (EU) 2017/625.
Schlussbestimmungen
§ 3. Das Gesetz über die veterinärmedizinische Tätigkeit (veröff. DV Nr. 87/2005, geänd., Nr. 30, 31, 55 und 88/2006, Nr. 51 und 84/2007, Nr. 13, 36 und 100/2008, Nr. 27, 35, 74, 95 und 102/2009, Nr. 25 und 41/2010, Nr. 8 und 92/2011, Nr. 77, 82 und 97/2012, Nr. 7, 15, 66, 68, 83 und 99/2013, Nr. 98/2014, Nr. 14/2015, Nr. 14, 34 und 58/2016, Nr. 58 und 85/2017, Nr. 17 und 98/2018, Nr. 24 und 101/2019 und Nr. 13/2020) werden folgende Änderungen und Ergänzungen vorgenommen:
1. In Artikel 8 wird Absatz 3 hinzugefügt:
„(3) Die in Absatz 1 genannten Personen üben ihre Vollmachten gemäß diesem Gesetz und dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette aus.“
2. In Artikel 26 Absatz 1 wird Nummer 4 hinzugefügt:
„4. tierärztliches Universitätsspital mit Kliniken.“
3. In Artikel 37 entfallen die Absätze 2 und 3.
4. In Artikel 28a wird ein neuer Absatz 2 hinzugefügt:
„(2) Die tierärztlichen Universitätsspitäler mit Kliniken üben eine veterinärmedizinische Tätigkeit gemäß Artikel 2 Nummer 3 und Nummer 5 aus.“
5. In Artikel 46m entfallen die Worte „Absatz 1“.
6. In Kapitel fünf entfällt der Abschnitt II „Gesundheits- und Hygienevorschriften für Rohstoffe und Lebensmittel tierischen Ursprungs“ mit den Artikeln 57 bis 61.
7. Artikel 62, 63 und 64 werden aufgehoben.
8. In Artikel 77 Absatz 2 entfallen die Worte „und/oder andere in den Verordnungen gemäß Artikel 59 genannte Dokumente“.
9. Artikel 135 und 136 werden aufgehoben.
10. In Artikel 191 Nummer 3 entfallen die Worte „und Artikel 61 Absatz 1“.
11. Die Artikel 220 bis 228 entfallen.
12. Die Artikel 239 bis 244 entfallen.
13. Artikel 245 wird wie folgt geändert:
„Artikel 245. (1) Die Beförderung tierischer Nebenprodukte und daraus hergestellter Produkte geschieht mit speziellen Transportmitteln entsprechend den Anforderungen der Verordnung (ЕG) Nr. 1069/2009.
(2) Bei der Beförderung muss
1. Lebensmitteln tierischen Ursprungs ein Dokument mit den Informationen gemäß der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 der Kommission vom 19. September 2011 über die mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten Rückverfolgbarkeitsanforderungen an Lebensmittel tierischen Ursprungs (ABl. L 242 vom 20.9.2011, S. 2) und mit dem Eintrag der tierärztlichen Registriernummer des Objekts, aus dem sie stammen, beiliegen,
2. nicht für den menschlichen Verzehr bestimmten tierischen Nebenprodukten und aus tierischen Nebenprodukten hergestellten Produkten ein Handelspapier nach dem Muster gemäß Kapitel III des Anhangs VIII der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission vom 25. Februar 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte sowie zur Durchführung der Richtlinie 97/78/EG des Rates hinsichtlich bestimmter gemäß der genannten Richtlinie von Veterinärkontrollen an der Grenze befreiter Proben und Waren (ABl. L 54 vom 26.2.2011, S. 1), im Folgenden „Verordnung (EU) Nr. 142/2011“ beiliegen.“
14. Artikel 246 wird wie folgt geändert:
„Artikel 246. (1) Für die Registrierung eines Transportmittels zur Beförderung der in Artikel 245 Absatz 1 genannten Objekte stellt der Eigentümer einen förmlichen Antrag beim Direktor der Bezirksdirektion für Lebensmittelsicherheit. Der Antrag wird persönlich, durch einen Bevollmächtigten, elektronisch unter den Bedingungen und auf die Weise, wie in Artikel 5 und Artikel 22 des Gesetzes über die elektronische Verwaltung beschrieben, oder über einen lizenzierten Postdienstleister eingereicht. Dem Antrag ist ein Dokument über die bezahlte staatliche Gebühr laut Tarifliste gemäß Artikel 14 Absatz 2 beizufügen.
(2) Innerhalb von 7 Tagen nach der Antragstellung bestimmt der Direktor der Bezirksdirektion für Lebensmittelsicherheit eine Kommission, die eine Überprüfung der Konformität der vorgelegten Dokumente und des Fahrzeugs mit den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 vornimmt.
(3) Die Kommission legt dem Direktor der Bezirksdirektion für Lebensmittelsicherheit eine Stellungnahme vor mit der Empfehlung, die Registrierung des Fahrzeugs vorzunehmen oder abzulehnen.
(4) Innerhalb von 30 Tagen nach der Antragstellung trägt der Direktor der Bezirksdirektion für Lebensmittelsicherheit das Fahrzeug in das Register ein und stellt eine Registrierungsbescheinigung aus oder er lehnt die Registrierung mit einer Begründung ab, wenn die vorgelegten Dokumente mangelhaft sind oder das Fahrzeug nicht den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 entspricht.
(5) Die Registrierung ist unbefristet.
(6) Die Ablehnung nach Absatz 4 wird mitgeteilt und kann in der vom Verwaltungsverfahrensgesetzbuch festgelegten Weise angefochten werden.“
15. Die Artikel 247 bis 258 entfallen.
16. Artikel 260 und 261 werden aufgehoben.
17. Artikel 268 wird aufgehoben.
18. In Artikel 271c entfällt Absatz 1.
19. In Artikel 370 Absatz 3 werden nach dem Wort „Praxen“ die Worte „und auch von den tierärztlichen Universitätsspitälern mit Kliniken“ eingefügt.
20. Artikel 437 wird aufgehoben.
21. Die Artikel 439 bis 441 entfallen.
22. Die Artikel 442g bis 442p werden aufgehoben.
23. In Artikel 469 Absatz 1 entfallen die Worte „oder Verfügung“.
24. In Artikel 471a:
a) werden in Absatz 1 die Worte „150 bis 1000 BGN, sofern keine härtere Strafe vorgesehen ist“ durch „1000 bis 3000 BGN und bei wiederholtem Verstoß von 3000 bis 8000 BGN“ ersetzt,
b) werden in Absatz 2 die Worte „500 bis 2000 BGN“ durch „5000 bis 8000 BGN“ und die Worte „10 000 bis 20 000 BGN“ durch „8000 bis 15 000 BGN“ ersetzt.
25. In den Ergänzenden Bestimmungen entfallen in § 1 die Nummern 38, 41, 65, 67, 95, 100, 105, 114 und 124.
§ 4. Das Futtermittelgesetz (veröff. DV Nr. 55/2006, geänd. Nr. 36, 54 und 100/2008, Nr. 41 und 88/2010, Nr. 8/2011, Nr. 83 und 97/2012, Nr. 7/2013, Nr. 12/2015, Nr. 58/2016, Nr. 58/2017 und Ausgabe 17/2018) wird wie folgt geändert:
1. Artikel 1 Absatz 1 Nummer 8:
a) Buchstabe b wird wie folgt geändert:
„b) Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), im Folgenden „Verordnung (EU) 2017/625“.“,
b) Buchstabe c wird wie folgt geändert:
„c) Durchführungsverordnung (EU) 2019/1793 der Kommission vom 22. Oktober 2019 über die vorübergehende Verstärkung der amtlichen Kontrollen und über Sofortmaßnahmen beim Eingang bestimmter Waren aus bestimmten Drittländern in die Union zur Durchführung der Verordnungen (EU) 2017/625 und (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 669/2009, (EU) Nr. 884/2014, (EU) 2015/175, (EU) 2017/186 und (EU) 2018/1660 der Kommission (ABl. L 277 vom 29.10.2019, S. 89), im Folgenden „Durchführungsverordnung (EU) 2019/1793“.“
2. Artikel 33a Absatz 1 wird wie folgt geändert:
„(1) Die amtliche Kontrolle und die anderen amtlichen Tätigkeiten zur Einhaltung der Anforderungen der Rechtsvorschriften im Bereich der Futtermittel werden gemäß der Verordnung (EU) 2017/625, dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften ausgeübt.“
3. Artikel 50 wird aufgehoben.
4. In Artikel 52 Absatz 3 werden die Worte „Verordnung (EG) Nr. 669/2009“ durch „Durchführungsverordnung (EU) 2019/1793“ ersetzt.
5. In Artikel 77i:
a) werden in Absatz 1 die Worte „500 bis 1000“ durch „1000 bis 3000“ und die Worte „1000 bis 2000“ durch „3000 bis 8000“ ersetzt,
b) werden in Absatz 2 die Worte „1000 bis 2000“ durch „5000 bis 8000“ und die Worte „2000 bis 4000“ durch „8000 bis 15 000“ ersetzt.
§ 5. Das Pflanzenschutzgesetz (veröff. DV Nr. 61/2014, geänd. Nr. 12/2015, Nr. 44/2016, Nr. 58/2017, Nr. 17/2018 und Nr. 17/2019) wird wie folgt geändert und ergänzt:
1. Artikel 3 Absatz 1:
a) In Nummer 8 werden die Worte „Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 und“ gestrichen,
b) Nummer 9 wird hinzugefügt:
„9. Kontrolle der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003.“
2. Artikel 3a wird hinzugefügt:
„Artikel 3а. Die amtliche Kontrolle und die anderen amtlichen Tätigkeiten gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummern 1 bis 8 werden gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette, diesem Gesetz und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften ausgeübt.“
§ 6. Im Gesetz zur Anwendung der allgemeinen Marktorganisation von Agrarprodukten in der Europäischen Union (veröff. DV Nr. 96/2006, geänd., Nr. 16/2008, Nr. 10 und 82/2009, Nr. 26 und 80/2010, Nr. 8/2011, Nr. 99/2013, Nr. 12, 14 und 57/2015, Nr. 19/2016, Nr. 58 und 85/2017, Nr. 17 und 106/2018, Nr. 98/2019 und Nr. 13/2020) werden in Artikel 25a folgende Änderungen vorgenommen:
1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:
„(1) Die amtliche Kontrolle und die anderen amtlichen Tätigkeiten bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen oder Lebensmitteln im Sinne des Lebensmittelgesetzes einschließlich von biologisch produzierten Lebensmitteln und Erzeugnissen im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 834/ 2007, beim Gebrauch geschützter Ursprungsbezeichnungen, geschützter geografischer Angaben und Bezeichnungen garantiert traditioneller Spezialitäten sowie der fakultativen Qualitätsangabe „Bergerzeugnis“ im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 werden gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette, diesem Gesetz und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften ausgeübt.“
2. Absatz 3 wird wie folgt geändert:
„(3) Bei der Ausübung der amtlichen Kontrolle gemäß Artikel 1 hat die Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit die Befugnisse, die ihr vom Lebensmittelgesetz und dem Gesetz über die Steuerung der Lebensmittelkette verliehen werden, einschließlich der Befugnis zur Verhängung von Verwaltungsmaßnahmen.“
§ 7. Im Gesetz über Saat- und Pflanzgut (veröff. DV Nr. 20/2003, geänd. Nr. 27/2005, Nr. 30 und 97/2006, Nr. 36 und 43/2008, Nr. 25 und 41/2010, Nr. 8 und 39/2011, Nr. 28/2016, Nr. 58/2017, Nr. 17/2018 und Nr. 59/2019) wird Artikel 63a eingefügt:
„Artikel 63а. Die amtliche Kontrolle und die anderen amtlichen Tätigkeiten betreffend Saat- und Pflanzgut werden gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette, diesem Gesetz und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften ausgeübt.“
§ 8. Im Tierzuchtgesetz (veröff. DV Nr. 65/2000, geänd. Nr. 18/2004, Nr. 87 und 105/2005, Nr. 30, 34, 80 und 96/2006, Nr. 51 und 53/2007, Nr. 36 und 43/2008, Nr. 26/2010, Nr. 8/2011, Nr. 59/2012, Nr. 66 und 109/2013, Nr. 98/2014, Nr. 61/2015, Nr. 58/2017, Nr. 17 und 77/2018, Nr. 13/2019 und Nr. 13/2020) wird in Artikel 45 ein Absatz 3 hinzugefügt:
„(3) Die amtliche Kontrolle und die anderen amtlichen Tätigkeiten nach diesem Gesetz, die gemäß dem Gesetz über die veterinärmedizinische Tätigkeit von der Exekutivagentur für Selektion und Reproduktion in der tierischen Erzeugung und den Behörden der Bulgarische Agentur für Lebensmittelsicherheit ausgeübt werden, werden gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), der Verordnung (EU) 2016/1012, dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette, diesem Gesetz und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften ausgeübt.“
§ 9. Das Wein- und Spirituosengesetz (veröff. DV Nr. 45/2012, geänd. Nr. 15/2013, Nr. 26/2014, Nr. 14 und 61/2015, Nr. 9 und 58/2017 und Nr. 17, 77 und 98/2018) werden folgende Änderungen vorgenommen:
1. In Artikel 182:
a) wird Absatz 1 wie folgt geändert:
„(1) Die Exekutivagentur Wein übt die amtliche Kontrolle der Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen hinsichtlich des Weinbaupotenzials, der für die Weinherstellung bestimmten Trauben, der Herstellung, Verarbeitung und des Handels mit Weinbauerzeugnissen gemäß Anhang I sowie hinsichtlich der in Artikel 83 Absatz 3 genannten Produkte und Essig aus.“;
b) wird Absatz 2 wie folgt geändert:
„(2) Die Exekutivagentur Wein übt die in Absatz 1 beschriebene amtliche Kontrolle hinsichtlich der Anforderungen dieses Gesetzes, des Gesetzes über die Steuerung der Lebensmittelkette, und folgender Vorschriften aus:
1. Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1), im Folgenden „Verordnung (EU) 2017/625“.
2. Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671).
3. Delegierte Verordnung (EU) 2019/33 der Kommission vom 17. Oktober 2018 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Anträge auf Schutz von Ursprungsbezeichnungen, geografischen Angaben und traditionellen Begriffen im Weinsektor, das Einspruchsverfahren, Einschränkungen der Verwendung, Änderungen der Produktspezifikationen, die Löschung des Schutzes sowie die Kennzeichnung und Aufmachung (ABl. L 9 vom 11.1.2019, S. 2).
4. Delegierte Verordnung (EU) 2018/273 der Kommission vom 11. Dezember 2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems für Rebpflanzungen, der Weinbaukartei, der Begleitdokumente und der Zertifizierung, der Ein- und Ausgangsregister, der obligatorischen Meldungen, Mitteilungen und Veröffentlichung der mitgeteilten Informationen und zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die diesbezüglichen Kontrollen und Sanktionen sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 555/2008, (EG) Nr. 606/2009 und (EG) Nr. 607/2009 der Kommission und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 436/2009 und der Delegierten Verordnung (EU) 2015/560 der Kommission (ABl. L 58 vom 28.2.2018, S. 1).
5. Verordnung (EU) Nr. 251/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Begriffsbestimmung, Beschreibung, Aufmachung und Etikettierung von aromatisierten Weinerzeugnissen sowie den Schutz geografischer Angaben für aromatisierte Weinerzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates (ABl. L 84 vom 20.3.2014, S. 14).
6. Verordnung (EG) Nr. 555/2008 der Kommission vom 27. Juni 2008 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 479/2008 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein hinsichtlich der Stützungsprogramme, des Handels mit Drittländern, des Produktionspotenzials und der Kontrollen im Weinsektor (ABl. L 170 vom 30.6.2008, S. 1).
7. Durchführungsverordnung (EU) 2018/274 der Kommission vom 11. Dezember 2017 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Genehmigungssystems für Rebpflanzungen, der Zertifizierung, der Ein- und Ausgangsregister, der obligatorischen Meldungen und Mitteilungen sowie mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der einschlägigen Kontrollen und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 2015/561 der Kommission (ABl. L 58 vom 28.2.2018, S. 60).
8. Durchführungsverordnung (EU) 2019/34 der Kommission vom 17. Oktober 2018 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Anträge auf Schutz von Ursprungsbezeichnungen, geografischen Angaben und traditionellen Begriffen im Weinsektor, das Einspruchsverfahren, Änderungen der Produktspezifikationen, das Register der geschützten Bezeichnungen, die Löschung des Schutzes und die Verwendung von Zeichen sowie zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf ein geeignetes Kontrollsystem (ABl. L 9 vom 11.1.2019, S. 46).
9. Delegierte Verordnung (EU) 2019/934 der Kommission vom 12. März 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Anbauflächen, auf denen der Alkoholgehalt der Weine erhöht werden darf, der zugelassenen önologischen Verfahren und der Einschränkungen für die Erzeugung und Haltbarmachung von Weinbauerzeugnissen, des Mindestalkoholgehalts von Nebenerzeugnissen und deren Beseitigung sowie der Veröffentlichung von OIV-Dossiers (ABl. L 149 vom 7.6.2019, S. 1).
10. Durchführungsverordnung (EU) 2019/935 der Kommission vom 16. April 2019 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Analysemethoden zur Feststellung der physikalischen, chemischen und organoleptischen Merkmale von Weinbauerzeugnissen und der Mitteilung von Beschlüssen der Mitgliedstaaten zur Erhöhung des natürlichen Alkoholgehalts (ABl. L 149 vom 7.6.2019, S. 53).“
2. Artikel 187 wird wie folgt geändert:
„Artikel 187. Der Wirtschaftsminister übt die Kontrolle der Herstellung von und des Handels mit Ethylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs, Destillaten und Spirituosen in Übereinstimmung mit den Anforderungen der Verordnung (EU) 2017/625, dem Gesetz zur Steuerung der Lebensmittelkette, diesem Gesetz und den nachgeordneten Durchführungsvorschriften aus.“
§ 10. Im Gesetz über das Zentrum für Risikobewertung in der Lebensmittelkette (veröff. DV Nr. 44/2016, geänd. Nr. 58/2017) wird wie folgt geändert:
1. Artikel 18 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
„(2) Als Direktor des Zentrums für Risikobewertung in der Lebensmittelkette wird eine Person benannt, die mindestens den Bildungsgrad und wissenschaftlichen Grad „Doktor“ besitzt und über 10 Jahre Berufserfahrung im Bereich Sicherheit in der Lebensmittelkette verfügt.“
2. In Artikel 20 entfällt Absatz 3.
§ 11. Der Minister des Inneren, der Minister für Justiz und der Minister für Verteidigung stellen sicher, dass die Bediensteten der spezialisierten Dienststellen gemäß Artikel 7 Absatz 2, denen Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchführung amtlicher Kontrollen nach diesem Gesetz übertragen werden, innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Schulung erhalten.
§ 12. Der Ministerrat, der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten, der Minister für Gesundheitswesen und der Minister für Umwelt und Gewässer erlassen innerhalb von 6 Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die entsprechenden Durchführungsvorschriften.
§ 13. Das Gesetz tritt innerhalb von 14 Tagen nach seiner Veröffentlichung im Staatsblatt „Dăržaven vestnik“ in Kraft.
-------------------------
Das Gesetz wurde am 21. Mai 2020 von der 44. Nationalversammlung verabschiedet und mit dem Amtssiegel der Nationalversammlung versehen.
